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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 138/09 B 
 
L 2 R 139/08 (Hessisches LSG) 
S 33 RA 3361/03 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
………………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Hessischen Landessozialgerichts vom 27. Februar 2009 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 27.2.2009 hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung für die Zeit vom 1.5.2002 bis 

31.12.2006 verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da der gerügte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die vom Kläger geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, 

wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechts-

einheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und 

fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Be-

rücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, 

dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen 

aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog 

Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen 

Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält es für eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung, "ob für die Beurteilung des 

Vorliegens einer Erwerbsminderung jeweils nur die Einschränkungen der einzelnen Erkrankun-

gen nebeneinander bewertet und sozialmedizinisch berücksichtigt werden oder ob hier eine Art 

Addition vorzunehmen ist und somit eine ganzheitliche Beurteilung der Leistungsfähigkeit eines 

Menschen erfolgen müsste". Damit hat der Kläger bereits keine Rechtsfrage formuliert, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommen könnte. Es werden keine Rechtsnormen benannt, zu de-

ren Auslegung ungeklärte Fragen zu beantworten seien. Im Zusammenhang mit den übrigen 

Ausführungen in der Beschwerdebegründung bezieht sich die Fragestellung letztlich auf den 

individuellen Fall des Klägers und somit nicht auf eine über den Einzelfall hinausreichende 

Rechtsfrage. Ob die sozialmedizinische Beurteilung der Leistungsfähigkeit eines Versicherten 

aufgrund der durch einzelne Erkrankungen bedingten Einschränkungen oder nur aufgrund einer 
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sog Gesamtbegutachtung möglich ist, hängt von den Umständen des Einzelfalles, 

insbesondere der Art und dem Ausmaß der jeweiligen Einzelerkrankungen ab. 

 

Dies bringt der Kläger auch selbst zum Ausdruck, indem er die vermeintliche Rechtsfrage auch 

unter dem Gesichtspunkt des Verfahrensmangels rügt. Hierbei kommt nach den Ausführungen 

in der Beschwerdebegründung nur die Rüge in Betracht, das LSG habe gegen die ihm 

obliegende Pflicht zur Sachaufklärung (§ 103 SGG) verstoßen. Aber auch unter diesem 

Gesichtspunkt kann die Nichtzulassungsbeschwerde keinen Erfolg haben. Auf eine Verletzung 

des § 103 SGG kann eine Verfahrensfehlerrüge nur gestützt werden, wenn sie sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (vgl BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). Der Kläger hat bereits nicht vorgetragen, einen Antrag 

auf Einholung des von ihm für erforderlich gehaltenen "Gesamtgutachtens" gestellt zu haben, 

den das LSG übergangen haben könnte. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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